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ZEITGESPRÄCH

Entkopplung — Schlagwort oder mehr?
Die energiepolitisciie Diskussion kreist zunehmend um das Wort „Entkopplung“, bietet doch anschei­
nend eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Energiewachstum einen Ausweg aus dem Di­
lemma der teilweise zu Dogmen erstarrten unterschiedlichen Positionen. Welche Chancen bestehen 
für eine Entkopplung?

Werner Müller, Bernd Stoy

Wachstum ohne mehr Energie?

Daß das Wirtschaftswachstum 
immer mehr Energie erfor­

dere, steht in so ziemlich jeder 
Einleitung energiewirtschaft­
licher Ausarbeitungen. Diese 
Ansicht ist aber auch ein ge­
meinsamer, quasi dogmatischer 
Ausgangspunkt sehr gegensätz­
licher Überlegungen. Auf dem 
Energiekongreß der SPD im 
April 1977 konnte man z. B. eine 
besondere Folgerung aus die­
sem Dogma hören: Wenn W irt­
schaftswachstum nur mit immer 
mehr Energie möglich ist, man 
aber keinen Energiezuwachs 
mehr möchte, so bleibe nur die 
Möglichkeit, das Wachstum zu 
bremsen. Man erkennt sofort, 
daß das starre Festhalten am 
Dogma nicht etwa nur eine 
Energiediskussion bewirkt, son­
dern in eine generelle Wachs­
tumsdiskussion münden kann.

Diese markante Folgerung aus 
der Grundfeststellung, daß W irt­
schaftswachstum nur mit stetig 
mehr Energie möglich sei, be­
schäftigte auch die Bundesregie­
rung. Im März 1977 verabschie­
dete das Bundeskabinett die 
„Grundlinien und Eckwerte für 
die Fortschreibung des Energie­
programms“ . Einleitend wird
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darin festgestellt', „ln  den letz­
ten Monaten hat die Debatte 
den energiewirtschaftlichen Rah­
men gesprengt. Die Notwendig­
keit des Zuwachses des Ener­
gieverbrauchs wird in Frage ge­
stellt, seine scharfe Reduzierung 
w ird verlangt. Die Fragestellung 
w ird auch auf die Notwendig­
keit des gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums ausgedehnt.“ Dieses 
Zitat ist bemerkenswert: Sprengt 
man tatsächlich den energie­
wirtschaftlichen Rahmen, wenn 
man die Notwendigkeit des 
Energiezuwachses in Frage 
stellt? Konkret: Verlassen w ir 
mit Überlegungen zur gewollten 
Entkopplung den energiewirt­
schaftlichen Rahmen? Am 
Schluß dieser Ausführungen 
wird diese Frage noch einmal 
aufgegriffen werden.

Die CSU hatte auf ihrem Par­
teitag im September 1977 einen 
eigenen Arbeitskreis für Ener­
giefragen eingerichtet: die CDU 
veranstaltete im Oktober 1977 
einen Energiekongreß. Beiden 
Veranstaltungen war eine zen­
trale These gemein: „Man kann 
zwar erwarten — vor allem auf 
lange Sicht - ,  daß der Energie­
zuwachs hinter dem Wirtschafts­

wachstum zurückbleibt, bei An­
erkennung des Wachstumsziels 
keineswegs aber Null werden 
darf.“ Der erste Teil dieser 
These ist richtig, denn es gibt 
schon heute einen starken 
Trend zur ungewollten Entkopp­
lung. Für den zweiten Teil aber, 
besonders für das „d a rf“ , ist bei 
der angesprochenen langfristi­
gen Betrachtung eine schlüssige 
Beweisführung kaum möglich.

Überkommenes Dogma

Das gleiche Dogma zugrunde­
legend formieren sich zwei La­
ger. Die Meinung der weit über­
wiegenden Mehrheit: „W irt­
schaftswachstum ja und deshalb 
Energiezuwachs ja “ und die 
Meinung von Minderheiten; 
„Energiezuwachs nein und des­
halb Wirtschaftswachstum nein.“ 
Durch diese Frontstellung wird 
letztlich nur der Glaube an die 
Gültigkeit des Dogmas gefestigt. 
Eine Forderung „W irtschafts­
wachstum ja und Energiezu­
wachs nein“ wird in den Bereich 
des Unvorstellbaren, des Uto­
pischen abgedrängt -  liegt an­
scheinend außerhalb des ener­
giewirtschaftlichen Rahmens. 
Warum eigentlich?
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Es gibt einen sehr einfachen 
und einleuchtenden Grund 
dafür. Es ist eine jahrzehnte­
lange, auf objei<tiv meßbaren 
Tatbeständen beruhende Erfah­
rung, daß Wirtschaftswachstum 
mit stetem Energiemehrver­
brauch verbunden war. Die 
Energiepolitil< machte sich zur 
Aufgabe, eine Beeinträchtigung 
des Wachstumsprozesses durch 
Energiemangel zu vermeiden. 
Dafür waren jeweils Planungen 
notwendig, die sich an Progno­
sen des künftigen Energiebe­
darfs ausrichteten. Diese Pro­
gnosen legten die langjährige 
Erfahrung von Wachstum und 
Energiemehrverbrauch zu­
grunde. Ferner orientierten sie 
sich aus Gründen der Vorsicht 
— künftiges Wachstum soll nicht 
gefährdet werden — eher an der 
oberen Bandbreite der denkba­
ren Entwicklungen. Dieses 
Wechselspiel von Prognosen, 
Planungen und Realität ist jahr­
zehntelang zum Vorteil von Pro­
duktivität und Lebensstandard 
ohne erkennbare Nachteile ab­
gelaufen — bis Anfang der sieb­
ziger Jahre.

Nach dem Jahr 1973 stellten 
sich Strukturprobleme der W irt­
schaft ein, Entkopplungspro­
zesse von Wachstum und Ener­
giezuwachs deuteten sich an. Es 
kann niemandem, der in den 
Energieunternehmen oder in der 
Energiepolitik Verantwortung 
trägt, ein Vorwurf gemacht wer­
den, wenn er wegen Beobach­
tungen in nur ein oder zwei Jah­
ren seine jahrzehntelange Er­
fahrung nicht außer acht läßt. Es 
sind gerade die Verantwortung 
und die langjährigen Beobach­
tungen, die es angesichts der 
Langfristigkeit der energiewirt­
schaftlichen Planung notwendig 
machen, sich nicht von momen­
tanen Situationen den Blick trü­
ben zu lassen. Die Energiebe- 
darfsprognosen blieben hoch.

Nun allerdings entwickelte 
sich ein gewisser Z irkel: Die 
Energiebedarfsprognosen wer­

den von wirtschaftswissenschaft­
lichen Instituten gemacht auf der

Basis der traditionellen Erfah­
rung. Die Bundesregierung 
übernimmt diese Prognosen und 
vertritt sie nach außen. M it der 
Zeit werden Zweifel laut, die 
Energiediskussion verschärft 
sich. Einzelne Verbände und 
Unternehmen unterstreichen die 
Prognosen, um der Regierung 
nicht in den Rücken zu fallen. 
Die Regierung fühlt sich in die­
sen Prognosen bestätigt und
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meldet dies den Instituten wei­
ter, die das auch selbst schon 
von den Verbänden erfahren 
haben.

Diese besondere Situation hat 
die im weiteren Wirtschaftsab­
lauf verankerte Tendenz zur un­
gewollten Entkopplung allzu­
lange nicht zum Allgemeingut 
der öffentlichen Energiediskus­
sion werden lassen. Eine Ent­
wicklung hin zur Entkopplung 
mußte als nicht vorste llbar er­
scheinen. Dies ändert sich nun­
mehr langsam. Und man darf 
sicher vermuten, daß die Grund­
sätze bisheriger Energiepolitik 
in dem Maß mehr und mehr kri­
tisch und konstruktiv überdacht 
werden, wie man die schwin­
dende künftige G ültigkeit des 
jahrzehntelangen Kopplungs­
mechanismus erkennen wird.

Hang zum Energieüberschuß

Die Grundlinien von Energie­
politik und Energieprogrammen 
müssen von extremer Lang­
fristigke it gekennzeichnet sein. 
Dies liegt in den Eigenheiten 
der Energieversorgung begrün­
det: Großkraftwerke müssen bis 
zu ihrer Inbetriebnahme fünf bis 
zehn Jahre im voraus geplant 
werden; die Erschließung neuer 
Kohlequellen -  Braunkohle wie 
Steinkohle — erfordert noch grö­
ßere Zeitmaßstäbe: die Entwick­
lung und Markteinführung neuer 
Techniken der Energieerzeu­
gung und der Energieanwen­
dung mögen sich sogar nach 
Jahrzehnten bemessen. Diese 
Langfristigkeit bedingt, den 
Energiebedarf auf zehn bis 
zwanzig Jahre im voraus zu er­
kennen. Wenn diesen Planungen 
einerseits Wunschzahlen des 
Wirtschaftswachstums und ande­
rerseits der Vorsicht wegen 
obere Prognosevarianten zu­
grunde gelegt werden, so be­
steht ein permanenter Hang 
zum Energieüberschuß. Man 
kann dies begründen mit der 
Tatsache, daß die teuerste und 
gefährlichste Energie jene ist, 
die fehlt. Kurz- und m ittelfristig
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ist das unbestreitbar riclitig. In­
dessen sind bei der langfristi­
gen Diskussion durchaus einige 
gravierende Nachteile des 
Hangs zum Energieüberschuß zu 
erkennen.

Der stete Hang zum Energie­
überangebot verträgt sich nur 
schlecht m it der Notwendigkeit 
zum rationellen, sparsamen Um­
gang mit der Energie. Anstatt 
zukunftsorientiert Energie durch 
Kapital zu ersetzen, ist in vielen 
Bereichen der Volkswirtschaft 
das genaue Gegenteil passiert: 
Kapital ist durch Energie ersetzt 
worden.

Heute haben w ir nicht nur die 
Notwendigkeit der rationellen 
Energieverwendung erkannt, 
sondern wissen auch um die 
Begrenztheit mancher Energien 
wie etwa des Erdöls. Diesem 
heutigen Erkenntnisstand steht 
die derzeitige erhebliche Über­
schußsituation bei allen Ener­
gien gegenüber. Dieses heutige 
Energieüberangebot wird noch 
einige Jahre anhalten. Es hat in 
breiten Schichten der Öffentlich­
keit den Blick auf die langfristig 
bedrohliche Lage vernebelt. Da­
von profitieren beispielsweise 
die Gegner des Kraftwerksaus­
baus. Kraftwerksgegner können 
sich ihre Argumentation über­
haupt nur leisten, weil ö l der­
zeit überreichlich vorhanden ist.

Betonung der Langfristigkeit

Wenn es nicht zu bestreiten 
ist, daß die Langfristperspekti­
ven der energiewirtschaftlichen 
Lage in ihrem Gefährdungs­
potential erst seit kurzem er­
kannt sind, so fo lgt daraus, daß 
Energiepolitik nach gestrigen 
Grundlinien neu überdacht wer­
den muß. Eine Energiepolitik mit 
eingebauter Tendenz zum Über­
angebot ist bei langfristiger Be­
trachtung nicht mehr zeitgemäß. 
Konkret bedeutet dies, daß Pro­
grammzahlen des Energiebe­
darfs sich nicht an der oberen 
Grenze der prognostizierten 
Bandbreiten ausrichten müssen.

Das langfristig in einem Ener­
gieprogramm einzurechnende

Niveau des Energiebedarfs be­
wegt sich höchstens bei realisti­
scher Einschätzung des W irt­
schaftsablaufs an der unteren 
Bandbreite der Bedarfspro­
gnose. Eine dabei wesentliche 
Rolle spie lt die elektrische Ener­
gie. Mit ihr kann nicht nur ö l 
substituiert, sondern oft auch 
Primärenergie eingespart wer­
den. Deshalb ist die Prognose 
des Strombedarfs gesondert zu 
betrachten: zunächst unter dem 
Blickwinkel der Entwicklung des 
„norm alen“ Bedarfs, darüber 
hinaus aber sind jene Bedarfs­
mengen an elektrischer Energie 
zusätzlich zu kalkulieren, die 
sich aus den Zielen der Ölsub­
stitution und der Primärenergie­
einsparung ergeben: Deshalb 
mögen die langfristigen Pro­
grammzahlen des Energiebe­
darfs auch unter den unteren 
Bandbreiten liegen, wenn sie 
bei Annahme einer aktiven Poli­
tik  der gewellten Entkopplung 
(vor allem durch sinnvollen 
Stromeinsatz) machbar erschei­
nen.

Die wichtigen Betonungen lie­
gen hier auf „Langfris tigkeit“ 
und „Programm “ . Es wäre für 
den W irtschaftsablauf nichts ge­
fährlicher als kurzfristig niedrig 
gehaltene Energiebedarfszahlen 
einzuplanen. Für die Bundes­
republik beispielsweise könnte 
man bis Anfang der achtziger 
Jahre die traditionellen Bedarfs­
zahlen einrechnen, bis Ende des 
Jahrzehnts höchstens den sich 
durch die ungewollte Entkopp­
lung ergebenden Energiebedarf 
— als Programm eher weniger. 
Denn was sich ohnedies bei rea­
listischer Betrachtung ereignen 
kann, muß nicht als Ziel gesetzt 
werden. Ein Energieprogramm 
zur langfristigen Politik der ge­
wellten Entkopplung kann die 
Ziele tiefer setzen.

Die heutige und noch vorerst 
anhaltende Überschußsituation 
macht ein Umdenken bei der 
Energiepolitik in diesen Jahren 
notwendig, aber auch günstig: 
Notwendig, damit die Sicht der

energiewirtschaftlichen Situation 
entnebelt w ird; günstig, da die 
Zeit ohne Energiemangel Um­
strukturierungen in der Bedarfs­
entwicklung ohne Not und Zeit­
zwänge gestattet.

Wachstumsimpulse

Bislang wurde eine Neuorien­
tierung der Energiepolitik unter 
dem Schlagwort „Entkopplung“ 
allein hergeleitet als Folge aus 
der noch jungen Erkenntnis von 
der bedrohlichen Energiesitua­
tion. Eine nähere Betrachtung 
einer aktiven Politik zur Ent­
kopplung läßt weitere Perspek­
tiven deutlich werden.

Inhalt der bisherigen, aus der 
Erfahrung von Wachstum und 
Energiemehrverbrauch abgelei­
teten Energiepolitik war, eine Be­
einträchtigung des Wirtschafts­
wachstums zu vermeiden, das 
Wachstum nicht zu behindern. 
Jeder im Wachstumsprozeß 
denkbare Energiebedarf mußte 
befriedigt werden können. Eine 
Politik der gewellten Entkopp­
lung geht darüber hinaus: Zu­
sätzlicher Energiebedarf soll 
vermieden, der verbleibende Be­
darf teilweise durch regenera­
tive Energien und besondere 
Anwendungstechniken gedeckt 
werden.

Damit erweitert sich die Sicht 
der Energiepolitik. Sie hat nicht 
nur den Inhalt, Wachstumsbeein­
trächtigungen zu vermeiden, sie 
kann darüber hinaus beträcht­
liche Wachstumsbeiträge herbei­
führen. Energie durch Kapital 
ersetzen, erschöpfliche Energie 
durch unerschöpfliche Energie 
ersetzen, Senkung der Umwand­
lungsverluste -  hinter diesen 
Überschriften verbergen sich 
Märkte. Die Marktvolumina wä­
ren erst noch zu errechnen: Es 
werden wohl mehrstellige Mil­
liardenbeträge herauskommen.

Gerade heute, wo besondere 
Strukturprobleme unserer Volks­
wirtschaft dringend neue Wachs­
tumsmärkte erforderlich machen, 
kann eine aktive Politik zur Ent-
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Kopplung von Wachstum und 
Energiemehrverbrauch entschei­
dende Richtungen weisen und 
Impulse geben. Die ganze Pa­
lette der heutigen energiever­
brauchenden Anlagen und Ge­
räte bietet hierzu vielfältige 
Möglichkeiten, stammt sie doch 
aus einer Zeit der b illig und ver­
meintlich üppig vorhandenen 
Energien.

Neue Technologien

Erfindung, Entwicklung, Pro­
duktion und Vermarktung einer 
Technologie der Entkopplung 
steht mit dem künftigen W irt­
schaftswachstum in mehrfacher 
günstiger Beziehung. Zunächst 
einmal leistet die gewollte Ent­
kopplung den beabsichtigten ge­
samtwirtschaftlich notwendigen 
Beitrag zur Entspannung der 
Energiesituation und gibt gleich­
zeitig Wachstumsimpulse. Dar­
über hinaus — und es gehört 
nur wenig Phantasie zu dieser 
Prognose — wird die Technolo­
gie der Entkopplung zu einem 
weltweiten Exportschlager wer­
den. Sie mag sich sogar zu dem 
größten internationalen Markt 
überhaupt ausdehnen.

Der Export der Technologie 
der Entkopplung bietet daher 
nicht nur einen direkten Wachs­
tumsbeitrag: er mag es ermög­
lichen, daß jene ölmengen, die 
unsere Volkswirtschaft noch 
braucht -  etwa als Rohstoff - ,  
zu langfristig besseren Kondi­
tionen bzw. überhaupt noch be­
schafft werden können. Der Ex­
port der Technologie der Ent­
kopplung ist mithin auch lang­
fristige Wachstumssicherung.

Warum beinhaltet eine Tech­
nologie der Entkopplung die 
Substitution des Energieträgers 
ö l?  Man wird langfristig nicht 
umhin können, das Verheizen 
des Öls weitgehend zu vermei­
den, um die Importabhängigkeit 
von dieser immer knapperen 
Energie zu senken. Davon ein­
mal abgesehen gebietet eine 
Politik der gewollten Entkopp­

lung die Zurückdrängung der Öl­
heizung auch wegen des schlech­
ten Wirkungsgrades. Dies setzt 
aber eine neue Heiztechnik vor­
aus, die mit deutlich weniger 
als zwei Einheiten Primärenergie 
für eine Einheit Nutzwärme aus­
kommt.

Diese neue Heiztechnik g ibt es 
bereits, sie wird derzeit gerade 
in den Markt eingeführt. Herz­
stück dieser Anlage ist eine 
Wärmepumpe, die mit Strom oder 
Gas betrieben werden kann. 
Aber an das Gasnetz ist nur 
rund jede dritte angeschlossen, 
die überwiegende Anzahl von 
Wärmepumpen wird also mit 
Strom betrieben werden müssen. 
Dabei werden insgesamt für die 
Wohnungsbeheizung erhebliche 
Mengen an Primärenergie ein­
gespart.

Dies ist ein grundlegendes 
Beispiel dafür, daß eine gewollte 
Entkopplung in vielen Bereichen 
nur mittels verstärkten Stromein­
satzes möglich ist. Das Beispiel 
der Wärmepumpe zeigt, daß ver­
mehrter Stromeinsatz eine uner­
schöpfliche Energie (die Wärme 
der Außenluft) überhaupt erst 
nutzbar macht, dadurch Primär­
energie für Heizzwecke einspart, 
den Ölverbrauch für Heizzwecke 
spürbar absenkt. Und genau für 
solche zwingend notwendigen 
Entwicklungen brauchen w ir 
morgen mehr Strom als heute. 
Deshalb ist für die Politik der 
Entkopplung die langfristige 
Fortentwicklung der Stromwirt­
schaft eine zentrale Vorausset­
zung.

Einbuße an Glaubwürdigkeit

Die traditionelle Energiepolitik 
der Bedarfsdeckung jeder auch 
nur denkbaren Energienach­
frage hat neben den schon er­
örterten grundsätzlichen Folgen 
für die Elektrizitätswirtschaft eine 
besondere Konsequenz gezeigt. 
Es ist in breiten Schichten der 
Bevölkerung der Eindruck ent­
standen, als ginge es nur dar­
um, Kraftwerke zu bauen — der

Stromabsatz werde sich schon 
irgendwie einstellen, und manche 
meinen, die Elektrizitätswerke 
könnten da werblich nachhelfen, 
ln der Bevölkerung kamen Zwei­
fel auf, ob man denn wirklich so 
viele Kraftwerke brauche, zumal 
man selbst ja schon so ziemlich 
alle Geräte besitze. Die Tendenz 
zum Überangebot in der früher 
üblichen Energiepolitik hat noch 
eine versteckte Eigenheit: Das 
Energieprogramm kann an 
Glaubwürdigkeit einbüßen. Und 
diese versteckte Eigenheit zeigte 
sich plötzlich in ihrer vollen W ir­
kung. Und zwar ausgerechnet an 
jenem Punkt des Energiepro­
gramms, wo der Verlust an 
Glaubwürdigkeit zum langfristi­
gen Verhängnis wird.

Erst wenn der Bürger umfas­
send über die langfristig be­
drohliche Situation der Energie­
versorgung inform iert ist, erst 
wenn er die besonderen Mög­
lichkeiten der elektrischen Ener­
gie im Anwendungsbereich 
kennt und schließlich, erst wenn 
der Bürger akzeptiert, daß die 
künftige Stromanwendung die 
oft einzige Möglichkeit ist, der 
Bedrohung der Energieversor­
gung zu begegnen — erst dann 
wird sich die heute getrübte 
Einsicht in den weiteren und 
zügigen Ausbau der Stromer­
zeugung w ieder festigen. Ein 
Energieprogramm nach dem 
Prinzip Entkopplung liefert 
die Grundvoraussetzung für 
diesen Informations- und Über­
zeugungsprozeß. Denn die lang­
fristig notwendige Entkopplung 
hat eine tragende Säule: Elek­
trizität. Die Wärmepumpe ist nur 
ein Beispiel, ein gewichtiges 
freilich.

Dies Beispiel zeigt noch etwas 
anderes: Das Prinzip der Ent­
kopplung greift die einzelnen 
Gefährdungspotentiale der Ener­
gieversorgung auf breiter Front 
an. Die Energieimporte werden 
erheblich reduziert, unerschöpf­
liche statt erschöpfliche Ener­
gien nutzbar gemacht, Umwand­
lungsverluste zurückgewonnen
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und schließlich der gesamte 
Energiebedarf abgesenkt. Jeder 
dieser Punkte w irkt d irekt auf 
den Energieindikator der Volks­
wirtschaft -  die energiewirt­
schaftliche Lage verbessert sich 
meßbar.

Erweiterung der Energiepolitik

Ein Energieprogramm, das sich 
am Prinzip der Entkopplung 
orientiert, zielt langfristig auf 
eine scharfe Reduzierung des 
Zuwachses beim Energiever­
brauch. Zur Ansicht der Bundes­
regierung zurückkehrend sei die 
eingangs dieses Abschnitts auf­
geworfene Frage wiederholt: 
„Sprengt diese als Ziel formu­
lierte gewollte Entkopplung den 
Rahmen der Energiepolitik?“ 
Aus einem einfachen Grund ist 
diese Frage zu bejahen; denn 
der traditionelle Rahmen der 
Energiepolitik wird hierdurch er­
weitert, weil der alte Rahmen 
nicht mehr zeitgemäß erscheint; 
er stammt noch aus einer Zeit 
der reichlichen und billigen 
Energie.

Nach Ansicht der Bundes­
regierung zu den Grundlinien 
für die langfristige Fortschrei­
bung des Energieprogramms 
vom März 1977 „sind praktisch 
alle Aktivitäten und Investitio­
nen in einer Volkswirtschaft mit 
dem Einsatz von Energie ver­
bunden“ . Das ist richtig, w ider­
legt aber in keiner Weise, daß 
der Energiezuwachs langfristig 
bei anhaltendem Wirtschafts­
wachstum nicht stagnieren dürfe 
oder sogar müßte, falls dieses 
Wachstum sehr langfristig geför­
dert und abgesichert werden 
soll. Eine Volkswirtschaft könnte 
sehr wohl Aktivitäten und Inve­
stitionen entfalten -  zumal wenn 
es daran mangelt - ,  die zwar 
momentan mehr Energie erfor­
dern, aber fortan zu weniger 
Energieverbrauch führen. Das 
momentane Mehr mag schon 
nach Monaten überkompensiert 
worden sein durch ein perma­
nentes Weniger. Beispielsweise 
erfordert die forcierte Herstel­
lung von Wärmedämmstoffen zu­
sätzliche Energie und vor allem

ö l als Rohstoff für dieses Mate­
rial. Die damit langfristig zu er­
zielenden Heizöleinsparungen 
sind so hoch, daß der vorüber­
gehend stärkere Energieeinsatz 
um ein Vielfaches durch jahre- 
und jahrzehntelange Energieein­
sparung übertroffen wird.

Wenn erst Energieknappheit 
oder gar Energiemangel zum 
Prinzip der Entkopplung zwin­
gen, mag es zu spät sein. Dann 
wäre es bitterste Ironie des 
Schicksals, wenn man erkennen 
müßte, daß man die Technolo­
gie der Entkopplung nicht ver­
w irklichen kann, weil der dazu 
notwendige vorübergehende 
Energiemehrbedarf nicht mehr 
zu befriedigen ist. Dann bliebe 
eventuell nur, was heute verein­
zelt Laien auf dem Gebiet der 
Energiewirtschaft fordern, weil 
sie dem Dogma der Experten 
von Wachstum und Energie­
mehrverbrauch Glauben schenk­
ten: Man müßte sehr dirigistisch 
in den Wirtschaftsablauf ein- 
greifen.

Dieter Schmitt, Heinz Jürgen Schürmann

Wachstum ohne Energieverbrauchsanstieg?

Die energiewirtschaftliche Dis­
kussion ist um einen Aus­

druck reicher: Entkopplung.
Dieser Begriff steht für die 
These, in Zukunft könne damit 
gerechnet werden, daß der 
Energieverbrauchsanstieg deut­
lich hinter dem Anstieg des 
Bruttosozialprodukts zurück­
bleibe und durch -  die autono­
men Prozesse noch verstär­
kende -  energie- und w irt- 
schaftspolitische Eingriffe sogar 
Wirtschaftswachstum (nahezu)

ohne Energieverbrauchsanstieg 
zu realisieren sei. Ist Entkopp­
lung nur ein neues Schlagwort 
oder mehr?

Eine kritische Auseinander­
setzung mit der „Entkopplungs- 
Hypothese“ zeigt, daß die vie l­
fach behaupteten engen Bezie­
hungen zwischen Energiever­
brauchsanstieg und Wirtschafts­
wachstum für die Vergangenheit 
keineswegs eindeutig zu bele­
gen sind und für w irtschaftspoli­

tisch relevante Zeiträume weder 
überzogene Erwartungen noch 
eine unreflektierte Ablehnung 
berechtigt erscheinen. Die 
„neuen“ Erkenntnisse der „Ent­
kopplungsdebatte“ sind aller­
dings dem Experten längst ver­
traut und fanden in seinen ent­
sprechenden Arbeiten bereits 
Berücksichtigung. Vor einer Un­
terschätzung der in der Realität 
vorliegenden Restriktionen und 
vor weitreichenden wirtschafts­
politischen Eingriffen zur Erzie-
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jung möglichst hoher Entkopp­
lungsraten ohne Berücksichti­
gung der hiermit verbundenen 
Konsequenzen muß jedoch 
gleichzeitig entschieden gewarnt 
werden.

Keine enge Kopplung

Zunächst einmal ist festzustei- 
len, daß die mit der „Entkopp­
lungs-Hypothese“ bewußt oder 
unbewußt unterstellte, zumin­
dest aber mit der Wahl des Wor­
tes „Entkopplung“ suggerierte, 
feste Beziehung zwischen Ener­
gieverbrauchsanstieg und W irt­
schaftswachstum sich weder im 
Zeitreihen- noch im Quer­
schnittsvergleich für die Vergan­
genheit empirisch belegen läßt'). 
Zweifellos hat im politischen 
Raum in den Jahren vor der 
jüngsten Ölkrise die Vorstellung 
dominiert, zwischen beiden Grö­
ßen lägen enge (sogar lim itatio- 
nale) Beziehungen vor, die die 
Annahme eines auch langfristig 
gültigen Elastizitätskoeffizienten 
von 1 (Verhältnis der Wachs­
tumsraten von Primärenergie­
verbrauch und Bruttosozialpro­
dukt) rechtfertige. Die Auffas­
sung, dem Faktor Energie 
komme komplementärer Cha­
rakter für Produktion und Kon­
sum zu, sowie die Ergebnisse 
einer statistischen Analyse für 
die 60er und frühen 70er Jahre 
schienen dies zu bestätigen.

Eine detaillierte Analyse der 
Vergangenheitsentwicklung zeigt 
jedoch, daß

□  sich selbst für den Zeitraum 
1960-1973 ein Elastizitätskoef­
fizient von 1 nur als Resultat 
einer Durchschnittsbetrachtung 
über den gesamten Zeitraum 
hinweg ergibt. Die für die ein­
zelnen Jahre ermittelten Koeffi­
zienten weichen von diesem 
Mittelwert mehr oder weniger 
stark ab, für einzelne Jahre las­
sen sich sogar überhaupt keine

') Vgl. hierzu D. S c h m i 1 1 , H. J. 
S o h ü r m a n n :  Die unterstellte Entkop­
pelung von Wirtschaftswachstum und Ener­
gieverbrauch -  keine neue Alternative, in: 
Zeitschrift für Energiewirtschaft, H. 2, 1978, 
S. 147 ff.

sinnvollen Koeffizienten erm it­
teln (vgl. Tab. 1);

Tabelle 1
Entwicklung des Elastizitäts­
koeffizienten für die Jalire

1951-1977
1951 1952 1953 1954 1955 1956
1,06 0,72 (-0,15) 1,01 0,83 0,88
1957 1958 1959 1960 1961 1962
0,12 (-0,74) 0,22 1,57 0,37 1,76
1963 1964 1965 1966 1967 1968
2,24 0,49 0,52 0,27 0,0 1,11
1969 1970 1971 1972 1973 1974
1,11 1,21 0,23 1,32 1,32 (-7,5)
1975 1976 1977
1,47 1,14 (-0,13)

□  sich bei der Wahl eines an­
deren Basisjahres bzw. eines 
anderen Beobachtungszeitrau­
mes deutlich von 1 verschiedene 
Elastizitätskoeffizienten ergeben 
und sich im übrigen die starken 
jährlichen Schwankungen w ie­
derholen. Auch die Entwicklung 
seit 1973 hat dieses Bild nicht 
verändert;

□  sich auch durch die Bildung 
gleitender Fünfjahresdurch­
schnitte für die gesamte Nach­
kriegszeit weder ein Koeffizient 
von 1 noch eine eindeutige 
Trendentwicklung belegen läßt. 
Dies wird auch durch entspre­
chend niedrige Korrelations­
koeffizienten bestätigt.

Dieses Ergebnis kann nicht 
überraschen, wenn man berück­
sichtigt, daß Primärenergiever­
brauch wie Bruttosozialprodukt 
hochaggregierte Größen darstel­
len, die sich aus dem Entwick­
lungsverlauf heterogener (sich 
in ihrer Wirkung kumulierender, 
unter Umständen aber auch 
kompensierender) Teilaggregate 
ergeben. Zweifellos existieren 
interdependente Beziehungen 
zwischen Energieverbrauch und 
Wirtschaftswachstum, bislang 
liegt jedoch keine Theorie vor, 
die diese Zusammenhänge für 
einen längerfristigen Zeitraum 
befriedigend erklärt.

Der Grund hierfür liegt nicht 
zuletzt darin, daß schon der Ent­
w icklungsverlauf einzelner Teil­

aggregate in aller Regel jeweils 
durch das Zusammenwirken 
mehrerer, für die einzelnen Teil­
aggregate vielfach unterschied­
licher Einflußgrößen bestimmt 
w ird und diese zusätzlich im 
Zeitablauf noch hinsichtlich Zu­
sammensetzung, Entwicklungs­
richtung und Gewicht Verände­
rungen unterliegen. Damit aber 
scheiden (mono-)kausale Bezie­
hungen zwischen Entwicklung 
des Energieverbrauchs und dem 
Wirtschaftswachstum von vorn­
herein aus. Einer gleichen Ent­
wicklung zwischen beiden Grö­
ßen kommt weitgehend Zufalls­
charakter zu.

Der Elastizitätskoeffizient ist 
Resultante verschiedenster sich 
überlagernder Entwicklungen, 
so daß vor einer Überinterpreta­
tion dieser Größe nur gewarnt 
werden kann. So folgen Höhe 
und Struktur der Nachfrage in 
den einzelnen Bereichen der 
Energiewirtschaft {Endenergie­
verbrauch der Haushalte und 
Kleinverbraucher, der Industrie, 
der Verkehrsträger, nichtenerge­
tischer Verbrauch, Energiege­
winnung und Transformation), 
die unter Einbeziehung des 
Außenhandels, der Verluste und 
der Bestandsänderungen den 
Primärenergieverbrauch bestim­
men, z.T . völlig unterschiedli­
chen, nur teilweise durch den 
Umfang der wirtschaftlichen Ent­
wicklung festgelegten Determi­
nanten. Neben der Entwicklung 
der W irtschaftsstruktur kommt 
vor allem dem technischen Fort­
schritt, der Bevölkerungsent­
wicklung, der Einkommensver­
wendung, dem relativen Ener­
giepreis sowie der Energiepoli­
tik  entscheidende Bedeutung zu.

Variable Beziehungen

IVlit einer Veränderung dieser 
Größen im Zeitablauf erweist 
sich daher auch der Energie­
verbrauchsanstieg im Verhältnis 
zum Anstieg des BSP als varia­
bel und variierbar. Ist auch auf­
grund der Bindung des Energie­
einsatzes an bestimmte Wand­
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leraggregate (Produktionsgüter, 
langlebige Gebrauchsgüter) 
einer Insgesamt relativ geringen 
Flexibilität des Energieangebo­
tes sowie eingefahrener Verhal­
tensweisen der Faktor Energie 
kurzfristig nur als relativ be­
grenzt substituierbar anzusehen, 
so kann unter m ittel- und erst 
recht langfristiger Sicht kein 
Zweifel darüber bestehen, daß 
die Substitutionselastizitäten 
zwischen Energie und Kapital 
bzw. Arbeit deutlich über Null 
liegen und auch weitreichende 
Verhaltensänderungen denkbar 
sind.

Erwartungen für die Zukunft

Das Wissen um die Vielfalt 
der Einflußfaktoren auf Struktur 
und Entwicklung des Energie­
verbrauchs erklärt auch, warum 
die meisten heute vorgelegten 
Energieprognosen von einem 
Globalansatz abrücken und die 
zukünftige Entwicklung des 
Energieverbrauchs statt mit 
Hilfe der Trendextrapolation 
oder regressionsanalytischer 
Methoden (z. B. Entwicklung des 
Energieverbrauchs als Funktion 
des Bruttosozialprodukts) auf 
der Basis eines detaillierten 
sektoralen Vorgehens voraus­
geschätzt wird. Hierbei wird der 
gesamte Energieverbrauch mög­
lichst tief In funktional m iteinan­
der verknüpfte Teilbereiche zer­
legt; innerhalb dieser Sektoren 
und Subsektoren werden die 
Determinanten der Energiever­
brauchsentwicklung und die Be­
ziehung zwischen Determinan­
ten und Energieverbrauch in 
ihrer Entwicklung im einzelnen 
analysiert. Sodann werden die 
zukünftige Entwicklung dieser 
Determinanten, ihre Beziehun­
gen untereinander und ihr funk­
tionaler Einfluß auf den Energie­
verbrauch des entsprechenden 
Teilbereichs prognostiziert und 
erst aus der Zusammenfassung 
des Energieverbrauchs der Ein­
zelaggregate auf die Entwick­
lung des gesamten Primärener­
gieverbrauchs geschlossen.

Die Entwicklung, die in Zu­
kunft tatsächlich eintreten wird, 
kann trotz dieser methodischen 
Verfeinerung nur bestmöglich 
geschätzt werden. Über diese 
grundsätzliche Problematik je ­
der Prognose hilft auch die 
größte „M odelleleganz“ nicht 
hinweg.

Dennoch scheint bemerkens­
wert, daß in jüngster Zeit vorge­
legte Energieprognosen für die 
Bundesrepublik davon ausge­
hen, daß der Anstieg des Pri­
märenergieverbrauchs in Zu­
kunft hinter dem des BSP Z u ­

rückbleiben wird. Dies erklärt 
sich aus einer Reihe von An­
nahmen, in denen alle Progno­
sen mehr oder weniger überein­
stimmen. Hierzu zählen u.a. die 
Erwartung,

□  daß die veränderten Preis­
relationen Anpassungsreaktio­
nen der privaten Verbraucher 
sowie strukturelle Veränderun­
gen im Bereich der gewerbli­
chen Wirtschaft auslösen wer­
den,

□  daß von einer möglicher­
weise bereits in den 80er Jah­
ren einsetzenden Verknappung 
des auf absehbare Zeit w ichtig­
sten Energieträgers, des Mine­
ralöls, und dem im Sog dieser 
Entwicklung ausgelösten all­
gemeinen Energiepreisanstieg 
weitere Anpassungsprozesse 
ausgehen werden,

□  daß in einzelnen Verbrauchs­
sektoren, wie den Haushalten 
oder dem Verkehr, die in der 
Vergangenheit in besonders 
starkem Maße zum Energiever­
brauchsanstieg beigetragen ha­
ben, Sättigungserscheinungen 
eintreten werden, die in ihrer 
Wirkung durch den allgemein 
unterstellten Bevölkerungsrück­
gang (statt eines Anstiegs von 
rd. 1 °/o p. a. in den 60er und frü­
hen 70er Jahren w ird heute mit 
einem Rückgang von 0 ,3 -0 ,4 %  
p. a. gerechnet) und das Greifen 
energiepolitischer Maßnahmen 
zur Energieeinsparung noch ver­
stärkt werden.

□  daß neue Technologien ent­
wickelt und zunehmend im 
Markt eingeführt werden.

Beträchtiiche Optionen

Zeichnen sich damit grund­
sätzlich für die Zukunft beträcht­
liche Optionen für die Lösung 
der Energieverbrauchsentwick­
lung vom Wirtschaftswachstum 
insgesamt ab, so sind diese 
doch immer vor dem Hinter­
grund realistischer zeitlicher Di­
mensionen zu beurteilen. Die 
wirtschaftspolitisch relevante 
Übergangsphase der nächsten 
ein bis anderthalb Jahrzehnte 
Ist dadurch gekennzeichnet, daß 
Faktoren, die langfristig unsere 
Energieversorgungsprobleme 
entscheidend reduzieren mögen, 
auf kurz- bis m ittelfristige Sicht 
allenfalls teilweise und erst im 
Zeitablauf zunehmend Gültigkeit 
besitzen. So dürften
□  Sättigungsniveaus im Haus­
halts- und Kleinverbrauchsbe­
reich sowie im Verkehr kaum 
vor den 90er Jahren erreicht 
werden,
□  rationellere Energieverwen­
dungen durch die Konsumenten 
zu einem erheblichen Teil erst 
mit einer Erneuerung des Ge­
räte- sowie des Gebäudebestan­
des eintreten,
G  strukturelle Veränderungen 
im Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft mit der Folge eines 
tendenziellen Zurücktretens 
energieintensiver Produkte, Pro­
zesse und Wirtschaftszweige 
erst im Zuge des Aufbaus neuer 
Produktionskapazitäten und 
einer Umschichtung des volks­
wirtschaftlichen Kapitalstocks 
erfolgen.

Die auch beim heutigen Preis­
niveau längst nicht immer ge­
gebene W irtschaftlichkeit neuer 
energiesparender Anlagen und 
Systeme, das gegenwärtig und 
auch für die nächsten Jahre als 
verhältnismäßig stabil angese­
hene Energiepreisniveau, die 
Unsicherheit über die relativen 
Preise einzelner Energieträger, 
das m it der seit Jahren anhal­
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tenden Schwäche der Investi­
tionstätigkeit^) verbundene ge­
ringe Erneuerungstempo des 
Kapitalstocks sowie eingefah­
rene Verhaltensweisen lassen 
realistischerweise erst eine im 
Zeitablauf zunehmende „Ent­
kopplung“ des Wirtschafts­
wachstums vom Energiever­
brauchsanstieg erwarten. Ad­
ministrative und sozialpolitische 
Restriktionen stehen ebenfalls 
schnellen Umschichtungsprozes­
sen entgegen, vor allem, weil 
die hierm it verbundenen Frik­
tionsverluste in einer p lura listi­
schen Gesellschaft häufig als 
nicht akzeptabel angesehen 
werden.

Jüngste Prognosen

Unter Berücksichtigung der­
artiger Gesichtspunkte kommen 
in unserer jüngsten, zusammen 
mit zwei weiteren Instituten für 
die Bundesregierung erstellten 
Prognose^) bei vorgegebenem 
Wirtschaftswachstum beträcht­
liche, sich allerdings erst im 
Zeitablauf entfaltende „Entkopp­
lungserwartungen“ zum Aus­
druck, ohne daß diese an zu­
sätzliche dirigistische Eingriffe 
geknüpft wären (vgl. Tab. 2).

Tabelle 2
BSP-Wachstum und Energie­

verbrauch 1975—2000

1975 
bis 1 

1985 I

1976
bis

1985

1985
bis

2000

Durchschn. Anstieg 
des BSP/a (in Vo) 4 3,8 3

Durchschn. Anstieg 
des PEV/a (in %) 3,3 3,0 1.5

Elastizitätskoeffizient 0,83 0,79 0,49

Dieses Resultat sollte nicht 
im Sinne einer Entkopplung des 
Energieverbrauchs vom W irt­
schaftswachstum gedeutet wer­
den, sondern es dürften sich 
einfach neue Kopplungsstruktu­
ren zwischen Energieträgern 
und anderen Gütern bzw. Fak-

2) Seit Jahren unterausgelastete Produk­
tionskapazitäten sowie pessimistische 
Rentablütätserwartungen dürften . hierfür, 
ursächlich sein.
3) Die künftige Entwicklung der Energie­
nachfrage in der Bundesrepublik Deutsch­
land und deren Deckung — Perspektiven 
bis zum Jahre 2000, Essen 1978.

toren herausbilden. Analog zur 
gestiegenen Kapitalintensität 
spricht heute auch niemand von 
einer Entkopplung von Arbeit 
und Wirtschaftswachstum.

Prognoseergebnisse, so auch 
die Erwartungen über die Her­
ausbildung neuer Kopplungs­
strukturen zwischen Energiever­
brauchsentwicklung und W irt­
schaftswachstum, sind natürlich 
immer vor dem Hintergrund der 
grundsätzlichen Ungewißheit je­
der zukunftsbezogenen Betrach­
tung und der jeweils zugrunde 
gelegten Annahmen zu interpre­
tieren. Ohne hier im einzelnen 
auf die K ritik einzugehen, der 
sich die Bundesregierung in 
jüngster Zeit wegen der Vor­
gabe „unrealistisch hoher“ 
Wachstumsannahmen ausge­
setzt sieht, kann kein Zweifel 
darüber bestehen, daß sich 
staatlichen Energieprogrammen 
zugrundeliegende Wachstums­
annahmen immer am oberen 
Wert einer als realistisch ange­
sehenen Bandbreite der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung 
orientieren sollten. Hierbei ist 
zu berücksichtigen, daß erst ex 
post ein Test der Qualität der 
exogen vorgegebenen Wachs­
tumsannahmen möglich ist, daß 
diese Wachstumsraten zumin­
dest mit den gesamtwirtschaft­
lichen Zielen kompatibel und 
vom Angebotspotential (noch) 
realisierbar sind sowie daß 
nachfrageorientierte Ansätze mit 
ebenso großen Fragezeichen zu 
versehen sind.

Eine ähnlich vorsichtige Vor­
gehensweise wie hinsichtlich der 
Wahl der Wachstumsraten ist 
bei den Annahmen über die 
zeitliche Herausbildung neuer 
(niedrigerer) Kopplungsstruktu­
ren geboten. Die volksw irt­
schaftlichen Kosten einer ten­
denziellen „Überversorgung“ 
mit Energie, wie sie sich aus 
einer Ausrichtung der Investi­
tionsentscheidungen an „zu ho­
hen“ Wachstumsannahmen und/ 
oder zu niedrigen Entkopp­
lungserwartungen ergeben, sind 
viel geringer zu veranschlagen

als die einer Unterversorgung, 
bei der sich der Faktor Energie 
angesichts der geringen Ange­
botsflexibilität und der für den 
Energiesektor typischen langen 
Ausreifungszeit von Investitio­
nen als lim itierende Größe für 
das Wirtschaftswachstum erwei­
sen könnte oder beträchtliche 
Eingriffe in den Marktmechanis­
mus zur Bewirtschaftung der 
Knappheit in Kauf zu nehmen 
wären. Geradezu fatal wäre es, 
wenn unrealistisch hohe Ent­
kopplungserwartungen notwen­
dige Investitionsentscheidungen 
und Forschungsanstrengungen 
verhindern oder zeitlich hinaus­
schieben würden.

Entkopplung kein Selbstzweck

Zweifellos ist auch eine, noch 
über das in der oben aufgeführ­
ten Prognose unterstellte Maß 
hinausgehende „Entkopplung“ 
mit z. B. verstärkten staatlichen 
Eingriffen in den Wirtschaftspro­
zeß und/oder die Verbraucher­
entscheidungen denkbar. Hier­
bei ist jedoch zu berücksichti­
gen, daß „Entkopplung“ kein 
Selbstzweck sein kann, sondern 
daß die mit einer solchen Politik 
verbundenen Kosten und Ziel­
verzichte in jedem Falle mit in 
die Betrachtung einzubeziehen 
sind. Schon die marktendoge­
nen Anpassungsprozesse erfor­
dern ein Höchstmaß an Flexibili­
tät und M obilität bei den einzel­
nen Produktionsfaktoren, erheb­
liche Friktionsverluste sind 
wahrscheinlich. Werden die 
schwierigen Umstellungspro­
zesse in unserer Volkswirtschaft 
durch dirigistische Entkopp­
lungsstrategien zusätzlich be­
lastet, so dürften negative Aus­
wirkungen auf das Wirtschafts­
wachstum nicht ausbleiben. 
Auch die Probleme knapper 
werdender Energieressourcen 
sind keinesfalls zu verabsolutie­
ren, sondern sind immer im Ge­
samtzusammenhang der sich 
ständig verschiebenden Knapp­
heitsrelationen zwischen den 
einzelnen Produktionsfaktoren 
zu interpretieren.
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Rolf Bauerschmidt

Wirtschaftswachstum ohne Energiewachstum?

Diese Frage mag vielen über­
flüssig Vorkommen, hat doch 

die Vergangenheit gezeigt, daß 
mit dem erheblichen W irt­
schaftswachstum auch eine kräf­
tige Steigerung des Energiever­
brauchs einherging. Die Wachs­
tumsraten des Bruttosozialpro­
dukts und des Energiever­
brauchs waren sogar seit 1960 
etwa gleich hoch. Daraus wird 
dann leicht die Schlußfolgerung 
abgeleitet, daß eine enge kau­
sale Kopplung zwischen dem 
Wirtschaftswachstum und der 
Zunahme des Energiever­
brauchs besteht und in Zukunft 
weiter bestehen bleibt. Ist das 
tatsächlich so und vor allem: 
muß dies auch in Zukunft so 
bleiben?

Erste Zweifel werden bei 
einem internationalen Vergleich 
des Verhältnisses von (Primär-) 
Energieverbrauch und Brutto­
sozialprodukt aufkommen. Bei 
annähernd gleich hohem Brutto­
sozialprodukt pro Kopf der Be­
völkerung wird in den USA etwa 
doppelt so viel Energie pro Kopf 
verbraucht wie in der Bundes­
republik, in der Schweiz dage­
gen etwa 4 0%  weniger als bei 
uns. Das bedeutet, daß in durch­
aus vergleichbaren hochindu­
strialisierten Ländern ein Unter­
schied von etwa dem Faktor 3 
bis 4 hinsichtlich des Energie­
aufwandes besteht. Untersucht 
man die Gründe für diese Unter­
schiede, so stößt man auf zwei 
w ichtige Faktoren, die den Ener­
giebedarf eines Landes ent­
scheidend beeinflussen -  die

Wirtschaftsstruktur und die
Energienutzungsstruktur.

Nationale Unterschiede

In der Schweiz wird wesent­
lich weniger Energie benötigt 
als bei uns, weil dort das Brutto­
sozialprodukt nicht so sehr 
durch die Schwerindustrie oder 
die Industrie überhaupt erw irt­
schaftet wird, sondern in star­
kem Maße durch die Erbringung 
von Dienstleistungen, z. B. in 
Banken und im Fremdenverkehr. 
In den USA wird wesentlich 
mehr Energie benötigt, weil ein 
Großteil der eingesetzten Ener­
gie durch die schlechte Nut­
zungsstruktur verschwendet 
wird. Das g ilt hauptsächlich für 
den Verkehr und das Beheizen 
der Gebäude, aber auch für 
viele andere Verwendungs­
zwecke.

Betrachtet man den Energie­
verbrauch in verschiedenen Be­
reichen der Wirtschaft und setzt 
ihn ins Verhältnis zu deren Bei­
trag zum Bruttosozialprodukt (in 
konstanten Preisen), errechnet 
man also den spezifischen Ener­
gieverbrauch in den Wirtschafts­
sektoren, so kann man Unter­
schiede vom Faktor 50 und mehr 
zwischen den energieintensiven 
Grundstoffsektoren und den we­
nig energieaufwendigen Dienst­
leistungsbereichen feststellen. 
Das ist ein Grund dafür, daß 
allein die vier größten Ver­
brauchsbereiche, die Metaller­
zeugung, der Transportsektor, 
der Bereich Steine und Erden

und die chemische Industrie ge­
genwärtig über 6 0%  des End­
energieverbrauchs der Gesamt­
wirtschaft bestreiten und etwa 
4 0%  des Verbrauchs in der 
Bundesrepublik. Die zukünftige 
Entwicklung des Energiever­
brauchs wird also wesentlich 
stärker durch den Bedarf dieser 
Sektoren und damit auch ihres 
Wachstums bestimmt als durch 
das gesamtwirtschaftliche
Wachstum.

Spezifischer Energieverbrauch

Betrachtet man andererseits 
die Entwicklung des spezifi­
schen Energieverbrauchs in den 
verschiedenen Wirtschaftsberei­
chen, so lassen sich auch hier 
gewaltige Unterschiede feststel­
len. Während sich dieser Wert 
in den meisten Sektoren seit 
1950 ständig verringert hat und 
in den energieintensiven Berei­
chen (mit Ausnahme des Trans­
portsektors) sogar überpropor­
tional stark zurückging, blieb er 
in anderen Bereichen auf annä­
hernd gleichem Niveau und 
nahm in der Landwirtschaft, im 
Baugewerbe und bei manchen 
Dienstleistungen sogar zu. Für 
die Gesamtwirtschaft ging der 
spezifische Energieverbrauch 
ständig zurück, von 1950 bis 
1962 um etwa ein Viertel und 
von 1962 bis 1974 noch einmal 
um etwa ein Viertel.

Warum war nun in der Bun­
desrepublik ein Gleichlauf zwi­
schen Wirtschaftswachstum und 
Energiebedarfssteigerung fest­
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zustellen, wenn doch in der Ge­
samtwirtschaft der spezifische 
Energieverbrauch so stark ab­
nahm? Dafür sind im wesentli­
chen zwei Gründe verantwort­
lich:

□  Die Zunahme des Anteils des 
elektrischen Stroms am gesam­
ten Endenergieverbrauch der 
Wirtschaft von weniger als 6 %  
im Jahre 1950 auf fast 15%  im 
Jahre 1974, und

□  der starke Anstieg des Ener­
gieverbrauchs der privaten 
Haushalte.

Bei der Stromerzeugung in 
den Kraftwerken werden -  grob 
gesprochen — aus 3 Einheiten 
Primärenergie 2 Einheiten in 
nutzlose Abwärme verwandelt, 
und nur eine Einheit kommt 
beim Endverbraucher als Strom 
an. Bei der Erzeugung und Ver­
teilung von elektrischem Strom 
treten also besonders große 
Verluste auf, so daß eine Zu­
nahme des Stromanteils am 
Endenergieverbrauch automa­
tisch zu einem höheren Primär­
energiebedarf führt. Daß der 
starke Anstieg des Energiever­
brauchs der privaten Haushalte 
entscheidend zu dem in der Ver­
gangenheit festgestellten fast 
parallelen Verlauf von w irt­
schaftlicher Entwicklung und 
Energieverbrauch beigetragen 
hat, w irft die Frage auf, ob aus 
dieser guten Korrelation über­
haupt eine Aussage für die zu­
künftige Entwicklung des Ener­
giebedarfs abgeleitet werden 
darf. Denn eine Korrelation lie­
fert nur dann sinnvolle Aussa­
gen, wenn tatsächlich ein ein­
deutiger kausaler Zusammen­
hang zwischen den korrelierten 
Größen besteht.

Problematische Korrelation

Ein genereller Zusammen­
hang zwischen der Entwicklung 
des Bruttosozialprodukts und 
des Energieverbrauchs kann 
nicht bestritten werden, nur g ilt 
es dabei zu beachten,

□  daß nur der Energieverbrauch

der W irtschaft kausal von der 
wirtschaftlichen Entwicklung ab­
hängt, denn wenn mehr produ­
ziert w ird, also die Wirtschaft 
wächst, wird im allgemeinen 
auch mehr Energie benötigt,

□  daß dies bei den privaten 
Verbrauchern jedoch allenfalls 
indirekt der Fall ist, weil infolge 
des Wirtschaftswachstums auch 
die Einkommen entsprechend 
steigen, so daß eine höhere 
Summe für Energie ausgegeben 
werden kann bzw. sich viele 
größere Wohnungen, Bad oder 
Dusche und eine Reihe von 
Haushaltsgeräten leisten kön­
nen, die in der Folge zu einem 
höheren Energieverbrauch füh­
ren.

Sowohl der Energieverbrauch 
der W irtschaft als auch der 
Energieverbrauch der Haushalte 
wird in irgendeiner Weise von 
der Entwicklung des Brutto­
sozialprodukts beeinflußt, der 
eine jedoch von der Entstehung 
des Bruttosozialprodukts und 
der andere von einem Teil der 
Verwendung des Sozialpro­
dukts, wobei gerade bei den 
privaten Haushalten höhere Ein­
kommen keinesfalls zwangsläu­
fig m it höherem Energiever­
brauch verbunden sein müssen. 
Es kommt ganz darauf an, was 
und wie konsumiert wird.

Daraus kann man folgern, daß 
eine Korrelation des Brutto­
sozialprodukts mit dem gesam­
ten Energieverbrauch in der 
Bundesrepublik, von dem ein 
Teil von der Entstehungsseite 
und ein Teil von der Verwen­
dungsseite des BSP abhängt, 
zumindest problematisch, wenn 
nicht unzulässig ist. Darüber hin­
aus wird in einer solchen Korre­
lation im plizit unterstellt, daß 
die vielfältigen Strukturverände­
rungen in der Vergangenheit 
auch in der Zukunft eine Fort­
setzung erfahren. Das ist je­
doch mehr als zweifelhaft, weil 
z. B.
□  in einigen Bereichen Sätti­
gungserscheinungen auftreten 
werden.

□  die Verfügbarkeit von Ener­
gie, vor allem von ö l, nicht mehr 
durch einen derartigen Über­
fluß wie in den letzten zehn Jah­
ren gekennzeichnet sein wird, 
sondern sogar Verknappungs­
erscheinungen auftreten können,

□  die Energiepreise in Relation 
zu anderen Preisen nicht mehr 
sinken, sondern inzwischen 
stark angezogen haben und wei­
ter steigen dürften,

□  die W irtschaftsstruktur sich 
ändern wird, weil der Expansion 
auf dem Weltmarkt Einhalt ge­
boten wird und die Menge und 
Art der nachgefragten Produkte 
sich ändert, wobei eine Ver­
schiebung von der Quantität zur 
Qualität zu erwarten ist,

□  der technologische Fortschritt 
sich sowohl als energiesparend 
als auch als energieaufwendig 
erweisen kann und das Ausblei­
ben des technischen Fortschritts 
eine Verlangsamung der Effi­
zienzsteigerungen gegenüber 
der Vergangenheit bewirkt.

Wichtige Einflußfaktoren für 
die zukünftige Entwicklung der 
W irtschaft und des Energiebe­
darfs haben sich also verändert 
und werden sich weiter verän­
dern. Ob diese Faktoren allein 
eine Entkopplung von W irt­
schaftswachstum und Energie­
bedarfssteigerungen herbeifüh­
ren können, muß jedoch bezwei­
fe lt werden, denn es sind so­
wohl Tendenzen festzustellen, 
die zu einer derartigen Entkopp­
lung führen könnten (z. B. die 
Veränderung der Wirtschafts­
struktur, die Erhöhung der Ener­
giepreise, Verknappungserschei­
nungen, Sättigungen) als auch 
Tendenzen, die zu einem höhe­
ren Energieaufwand (z. B. Ent­
schwefelung in Kraftwerken) 
bzw. zu einem nicht mehr so 
stark abnehmenden Energiever­
brauch führen könnten (z. B. 
keine wesentliche Verbesserung 
des Wirkungsgrades in Kraft­
werken, keine wesentliche Ver­
ringerung des spezifischen 
Energieverbrauchs in einigen
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e n e rg ie in te n s iv e n
S ektoren).

Grundstoff-

Sparmöglichkeiten

Wenn jedoch bewußt eine 
derartige Entkopplung von W irt­
schaftswachstum und Energie­
aufwand angestrebt wird, kann 
sie auch erreicht werden. Es 
lassen sich eine Reihe von Mög- 
lichl<eiten aufzeigen, wie Ener­
gie eingespart werden kann, 
ohne das wirtschaftliche Wachs­
tum zu verringern oder den 
privaten Komfort zu mindern. 
Dabei wird die Tatsache ausge­
nutzt, daß im Grunde genom­
men kein Bedarf an Energie 
(wie z. B. Strom, Heizöl oder 
Gas) besteht, sondern an Ener­
giedienstleistungen (wie z. B. 
warmer Raum, Licht, Kraft, Be­
weglichkeit, Kommunikation). 
Um die Energiedienstleistungen 
erbringen zu können, wird na­
türlich Energie benötigt, wieviel 
davon, hängt jedoch von der Art 
der Nutzung ab. Für einen 
Raum z. B., der schlecht isoliert 
ist und z. B. mit einem Einzel­
ofen beheizt wird, benötigt man 
ein Vielfaches an Energie für die 
Erzielung derselben Raumtem­
peratur wie für einen gut isolier­
ten, mit einer Wärmepumpe ver­
sehenen Raum, wobei es außer­
dem darauf ankommt, mit wel­
cher Energie der Ofen oder die 
Wärmepumpe betrieben werden. 
Der Energiebedarf hängt also 
von der Art der Isolierung 
(Wände, Fenster, Türen, Fugen), 
von der Art der verwendeten 
Beheizung (Einzelheizung, Sam­
melheizung, Wärmepumpen) und 
von der dafür eingesetzten 
Energie (Kohle, ö l, Gas, Strom, 
Sonnenenergie) ab. Da weder 
die Isolierung noch die Art der 
Beheizung der Gebäude in der 
Bundesrepublik als optimal oder 
auch nur als gut bezeichnet wer­
den können, ergibt sich hieraus 
ein Einsparspielraum, der zu 
einer deutlichen Verringerung 
des Energiebedarfs führen kann. 
Wenn man weiß, daß etwa 50%  
des gesamten Endenergiebe­
darfs der Bundesrepublik zur

Erzeugung von Niedertempera­
turwärme (dazu gehören neben 
dem Heizen auch die Warmwas­
serbereitung und ein kleiner Teil 
des industriellen Wärmebedarfs) 
verwendet werden und gerade 
hier das größte Einsparpotential 
vorliegt, so kann man die Be­
deutung solcher Maßnahmen er­
messen.

Aber auch die Erzeugung von 
Hochtemperaturwärme, die etwa 
2 0 -2 5 %  des Endenergiebe­
darfs beansprucht, kann verbes­
sert werden, z. B. durch die Aus­
nutzung der Wärme-Kraft-Kopp- 
lung, bei der gleichzeitig Pro­
zeßwärme und elektrischer 
Strom erzeugt werden und so­
mit der Gesamtwirkungsgrad 
der Anlagen gegenüber einem 
reinen Strom-Kraftwerk erheb­
lich gesteigert wird. Im Verkehr, 
in dem 20%  der Endenergie 
verbraucht werden, wird durch 
überdimensionierte und oft 
schlecht eingestellte Motoren, 
ungünstige Karosserieformen, 
aber auch durch die im Sinne 
des Energieverbrauchs ständig 
schlechter werdende Verkehrs­
struktur erheblich mehr Energie 
verbraucht als für seine Funk­
tion, den Transport von Perso­
nen und Gütern, notwendig 
wäre. So geht z. B. der Anteil 
der Bahn immer mehr zurück, 
obwohl sie pro geleisteten Per­
sonen- bzw. Tonnenkilometer 
erheblich weniger Energie ver­
braucht als der ständig zuneh­
mende private Autoverkehr und 
der Transport mit LKW auf den 
Straßen.

Politische Ansätze

Allein bei einigen speziellen 
Anwendungsarten des Stroms, 
wie z. B. zur Beleuchtung, für 
Fernseher, elektrische Motoren 
usw., kann nur in geringem Um­
fange Energie eingespart wer­
den, und hier ist auch der Ein­
satz anderer Energieformen we­
nig sinnvoll. Dieser Bereich 
macht jedoch höchstens 8 %  
des gesamten Endenergiever­
brauchs aus, so daß bei den an­

deren 92%  des Verbrauchs 
durch einen rationellen Umgang 
mit Energie ein erheblicher Teil 
der Energie eingespart werden 
könnte und somit eine Entkopp­
lung von Wirtschaftswachstum 
und Energieverbrauchssteige­
rung erreicht werden könnte.

Wie bereits betont, setzt das 
bewußte und zielgerichtete Maß­
nahmen vor allem von seiten 
des Staates und seiner Energie- 
poütik voraus. Ansätze sind be­
reits durch das Programm „In ­
vestitionen für die Zukunft“ und 
das neue Gesetz zur besseren 
Isolierung von Gebäuden und 
die jetzt beschlossenen Investi­
tionszulagen bzw. Steuererleich­
terungen für energiesparende 
Maßnahmen vorhanden. Das 
kann jedoch nur ein Anfang 
sein, denn es dürfte kein Zwei­
fel daran bestehen, daß Maß­
nahmen zur Energieeinsparung 
-  soweit sie wirtschaftlich zu 
vertreten sind -  im Hinblick auf 
die langfristige Sicherung unse­
rer Energieversorgung absolut 
notwendig sind und somit die 
beste aller denkbaren Energie­
politiken darstellen. Damit muß 
sich die Energiepolitik von einer 
fast ausschließlich versorgungs­
orientierten Politik zu einer vor­
nehmlich bedarfsorientierten Po­
litik  wandeln und muß die Inan­
griffnahme sinnvoller, von allen 
Beteiligten als gut erkannter 
Strukturveränderungen mit allen 
verfügbaren Mitteln unterstüt­
zen.

Durch ein Laufenlassen der 
Entwicklung kann keine gene­
relle, allenfalls eine graduelle 
Entkopplung von Wirtschafts­
wachstum und Energiewachstum 
erwartet werden. Durch be­
wußte, zielgerichtete Verände­
rungen läßt sich dagegen eine 
derartige Entkopplung zumin­
dest über längere Zeiträume er­
reichen. Damit kann der Ener­
gieverbrauch auf ein wesentlich 
niedrigeres Niveau abgesenkt 
werden, das die langfristig zu 
erwartenden Probleme der 
Energieversorgung weniger un­
überwindlich erscheinen läßt.
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